
• Buridesnetzagentur 

Beschlusskammer 8 Aktenzeichen: BK8-23-01915-71 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren 

nach § 26 Abs. 2, § 32 Abs. 1 Nr. 10 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG 

wegen Festlegung des üt~ergehenden Anteils · 
der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

auf übereinstimmenden Antrag der 

N-ERGIE Netz GmbH, Sandreuthstraße 21, 90441 Nürnberg, gesetzlich vertreten 
durch die Geschäftsführung 

- abgebender Netzbetreiber -

und der 

Stadtwerke Bad Windsheim, Vorm Rothenburger Tor 2, 91438 Bad Windsheim, ge-
setzlich vertreten durch die Werkleitung 

- aufnehmender Netzbetreiber -
durch den Vorsitzenden Karsten Bourwieg, 
den Beisitzer Wolfgang Wetz! 
und den Beisitzer Bernd Petermann, 
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am 21 .08.2024 beschlossen: 

1. Die unter dem Aktenzeichen BKS-21-01915-1002#1 mit Beschluss vom 

18.06.2024 ursprünglich festgelegten kalenderjährlichen Erlösober­

grenzen des abgebenden Netzbetreibers werden für den Zeitraum der 

vierten -Regulierungsperiode jeweils um die in Anlage 1 genannten Be-

träge vermindert. 

2. Die von der Landesregulierungsbehörde Bayern festzulegenden kalen-

derjährlichen Erlösobergrenzen des aufnehmenden Netibetreibers 

werden für den Zeitraum der vierten Regulierungsperiode jeweils um 

die in Anlage 1 genannten Beträge erhöht. 

3. Hinsichtlich der Kosten ergeht eine gesonderte Entscheidung. 
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Gründe 

1. 

Die kalenderjährlichen Erlösöbergrenzen des abgebenden Netzbetreibers wurden 

durch die Bundesnetzagentur erstmals mit Besc~luss vom 18.06.2024 unter dem 

Aktenzeichen BKB-21-01915-1002#1 festgelegt. 

Die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des aufnehmenden Netzbetreibers werden 

durch die Landesregulierungsbehörde Bayern festgelegt. 

Der abgebende Netzbetreiber übertrug den Netzteil Külsheim mit Wirkung zum 

01 .01.2022 an den aufnehmenden Netzbetreiber. Die Festlegung des übergehenden 

Anteils der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die vierte Regulierungsperiode 

wurde mit Schreiben vom 04.12.2023 durch die beteiligten Netzbetreiber gemäß § 26 

Abs. 2 S. 1 ARegV beantragt. 

Die Beschlusskammer hat daraufhin ein Verfahren zur Festlegung des übergehen­

den Anteils der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 26 Abs. 2 i.V.m. § 32 

Abs. 1 Nr. 10 ARegV und § 29 Abs. 1 EnWG eingeleitet. Die 

Landesregulie·rungsbehörde, in deren Gebiet der abgebende und der aufnehmende 

Netzbetreiber ihren Sitz haben, wurde gemäß § 55 Abs. 1 EnWG über die Einleitung 

des Verfahrens informiert. 

Die Beschlusskammer hat den beteiligten Netzbetreibern mit Schreiben vom 

04.07.2024 gemäß§ 67 Abs. 1 EnWG Gelegenheit gegeben, sich zu der beabsich-

tigten Entscheidung der.Beschlusskammer zu.äußern. 

Das Bundeskartellamt und die Landesregulierungsbehörde, in deren Bundesland der 

Sitz des abgebenden oder aufnehmenden Netzbetreibers belegen ist, wurden gemäß 

§ 58 Abs. 1 s. 2 EnWG beteiligt. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 
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II. 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an uni-

onsrechtliche Vorgaben ünd zur Änderung weiterer energierechtlicher Vorschriften 

vom 22.12.2023 (BGBI. 2023 1 Nr. 405) besteht eine unionsrechtskonforme Kompe-

tenzverteilung zwischen Gesetz- bzw. Verordnungsgeber. und der Regulierungsbe-

hörde. Der Beschluss beruht daher auf einer rechtmäßigen Anwendung des nationa-

len Rechts auch vor dem Hintergrund der Entscheidung des Europäischen Gerichts-

hofs vom 02.09.2021, C-718/18. 

1. ·Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 

Der Europäische Gerichtshof hat in seiner Entscheidung festgestellt, dass die norma-

tive Regulierung in Deutschland insgesamt mit der in Art . .37 Richtlinie 2009/72/EG 

(heute Art. 59 Richtlinie (EU) 2019/944) sowie in Art. 41 Richtlinie 2009/73/EG gere-

gelten ausschließlichen Zuständigkeit der nationalen Regulierungsbehörde unverein-

bar ist und die Richtlinien insoweit durch die Bundesrepublik Deutschland nicht bzw. 

fehlerhaft umgesetzt wurden. Insoweit hat der Europäische Gerichtshof der vierten 

Rüge stattgegeben, mit der die Kommission Deutschland vorgeworfen hatte, es habe 

die in den Richtlinien vorgesehenen ausschließlichen Zuständigkeiten der nationalen 

Regulierungsbehörde verletzt, indem es im deutschen Recht die Bestimmung der 

Methoden zur Berechnung oder Festlegung der Bedingungen für den Anschluss an 

und den Zugang zu den nationalen Netzen, einschließlich der anwendbaren Tarife, 

der Bundesregierung un·d nicht der nationalen Regulierungsbehörde zugewiesen ha-

be. 

1.1 Gesetzesreform und Übergangsregelung 

Mit Inkrafttreten der EnWG-Novelle am 29.12.2023 hat der Gesetzgeber das Urteil 

des EuGH vom 2. September 2021 nunmehr auch hinsichtlich dieses vierten Klage-

grundes umgesetzt und insbesondere die Zuständigkeiten bei der Ausgestaltung der 

Netzzugangs- und Netzentgeltregulierung an die unionsrechtlichen Vorgaben ange-

passt. Damit hat die Regulierungsbehörde mit Zuweisung der ausschließlichen Kom-

petenz für die Bestimmung der Methoden zur Berechnung oder Festlegung der Be-

dingungen für den Anschluss an urid den Zugang zu den nationalen Netzen die nach 

den unionsrechtlichen Bestimmungen erforderliche Unabhängigkeit erlangt. 
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Die Verordnungsermächtigung des § 24 EnWG a.F. wurde aufgehoben, ebenso wie 

§ 21a EnWG a.F. Beide Regelungen wurden durch Festlegungskompetenzen der 

Regulierungsbehörde ersetzt Dabei wurden die bisher in den betroffenen Rechts-

verordnungen enthaltenen Festlegungskompetenzen in das EnWG überführt und 

ergänzt. 

Die nach § 21a und § 24 EnWG. a.F. erlassenen Rechtsverordnungen treten nach 

Ablauf einer Übergangszeit außer Kraft, vgl. Art._15 Abs. 2 bis 6 des Gesetzes zur 

Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben. Der Zeit-

punkt des Außerkrafttretens entspricht dem Ablauf der vierten Regulierungsperiode 

im Gassektor (31.12.2027) und Strom$ektor (31.12.2028). 

In der Übergängszeit wurde der Regulierungsbehörde u.a. gemäß § 21 Abs. 3 S. 5 

und § 21 a Abs. 3 S. 4 EnWG n.F. einerseits eine AbweichL,mgskompetenz übertra­

gen. Andererseits ermöglicht die Übergangszeit, ein über fast 20 Jahre· schrittweise 

entstandenes normatives Regulierungsrecht, inklusive der dazugehörigen Anwen-

dungs- und Auslegungspraxis, jedenfalls für die Zeit bis zum Außerkrafttreten der 

Verordnungsregelungen zum Ablauf der vierten Regulierungsperiode fortzuführen. 

Laut Gesetzgeber sollen hierdurch die für ausreichende Rechts-, Planungs- und In-

vestitionssicherheit wichtige materielle Stabilität des Regulierungsrahmens gewähr-

leistet und bruchartige Entwicklungen in der Rechtsanwendung vermieden werden 

(vgl. BT-Drs. 20/7310, S. 52). 

-1.2 Interessenabwägung 

Nach Art. 15 des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unions-

rechtliche Vorgaben bleiben die auf Basis der bisher in§ 21a und § 24 EnWG. a.F. 

erlassenen Verordnungen für eine Übergangszeit weiterhin in Kraft. An diesem Re-

gelwerk zur Entgeltregulierung hält die Bundesnetzagentur zur Aufrechterhaltung 

eines transparenten, vorhersehbaren und verlässlichen Regulierungsrahmens 

grundsätzlich fest. Sie sieht vorliegend insbesondere von einer Anwendung der Ab-

weichungskompetenz nach § 21 Abs. 3 S. 5 und § 21 a Abs. 3 S. 4 EnWG ab. Einen 

materiellen Widerspruch zu maßgeblichen Vorgaben des Europäischen Rechts hat 

der EuGH in seiner Entscheidung vom 02.09.2021 nicht festgestellt und erkennt auch 

die Beschlusskammer nicht. 
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Ein Kernstück des national etablierten Regulierungssystems sind die fünfjährigen 

Regulierungsperioden im Anreizregulierungs- und Netzentgeltbereich. Für die Dauer 

einer bereits laufenden Regulierungsperiode ist ·es essentiell, dass der Rechtsrah-

men für die gesamte Periode möglichst stabil bleibt. Rechtsänderungen während ei-

ner laufenden Regulierungsperiode sind mit Diskontinuität und Rechtsunsicherheit 

verbunden, die gerade durch Übergangsregelungen zur Weitergeltung der materiell 

europarechtskonformen Vorgaben vermieden werden können. Darüber hinaus er-

schwert eine unklare Rechtslage im Übergangszeitraum die notwendigen Investitio-

nen in die Energieversorgungsnetze und führt zu Unsicherheiten nicht nur für die re-

gulierten Unternehmen, sondern auch für die sonstigen Marktteilnehmer. 

Des Weiteren verlangen die Richtlinien, dass zumindest die Methoden zur Berech-

nung oder Festlegung der Bedingungen u.a. für den Netzanschluss und den Netzzu-

gang „mit ausreichendem Vorlauf vor deren Inkrafttreten" festgelegt oder genehmigt 

werden, vgl. Art. 41 Abs. 6 der Richtlinie 2009/73/EG und Art. 59 Abs. 7 der Richtlinie 

(EU) 2019/944. Auch würden substantielle Abweichungen vom etablierten Regulie-

rungsrahmen zu starken Verzögerungen der laufenden, an die Erlösobergrenze an-

knüpfenden und weiterer nach den Rechtsverordnungen vorgesehenen Verfahren 

führen. Die Festsetzung neuer Regelungen durch die Regulierungsbehörde in einem 

transparenten und möglichst umfassenden Konsultationsprozess dürfte einige Zeit in 

Anspruch nehmen. laufende Verfahren bspw. zur Festlegung der Er'lösobergrenze 

für die vierte Regulierungsperiode könnten sich um Jahre verzögern. Diese Ge-

sichtspunkte wären mit den Richtlinienvorgaben, den Zielsetzungen des Energiebin-

nenmarkts und mit rechtsstaatlichen Grundsätzen schwerlich vereinbar. 

2. Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß§ 54 EnWG zuständig. 

Gemäß § 54 Abs. 2 S. 5 EnWG werden begonnene behördliche Verfahren von der 

Behörde beendet, die zu Beginn des behördlichen Verfahrens zuständig war. Damit 

ist stets diejenige Regulierungsbehörde für die Festlegung des übergehenden Anteils 

der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 26 ARegV zuständig, welche die 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des abgebenden Netzbetreibers ursprünglich 

festgelegt hat (BGH EnVR 18/14, Rz. 23; BR Drs. 296/16 S. 44). 
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Die Bundesnetzagentur hat die ursprüngliche Festlegung der kalenderjährlichen Er-

lösobergrenzen des abgebenden Netzbetreibers gemäß § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV erlassen. Die Bundesnetzagentur ist daher gemäß § 54 

Abs. 1 EnWG die zuständige Regulierungsbehörde. 

Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 Satz 1 EnWG. 

3. Ermächtigungsgrundlage 

Die Bestimmung des übergehenden Anteils der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

erfolgt durch · Festlegung nach § 26 Abs. 2 ARegV i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 10 ARegV 

i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG. 

4. Bestimmung des übergehenden Anteils c{er kalenderjährlichen Erlös-
obergrenzen 

Für die beteiligten Netzbetreiber werden die sich aus Anlage 1 ergebenden überge­

henden Anteile der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die vierte Regulierungs-

periode festgelegt. 

Die mit Beschluss der Bundesnetzagentur vom 18.06.2024 unter dem Aktenzeichen 
. ' . 

BKB-21-01915-1002#1 ursprünglich festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergren-

zen des abgebenden Netzbetreibers werden für den Zeitraum der vierten Regulie-

rungsperiode jeweils um die Beträge in Anlage 1 vermindert. Die von der Landesre-

gulierungsbehörde Bayern festzulegenden kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des 

aufnehmenden Netzbetreibers werden für den Zeitraum der vierten Regulierungspe-

riode jeweils um die Beträge in Anlage 1 erhöht. 

Die Festlegung des übergehenden Anteils der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

nach § 26 Abs. 2 ARegV erfolgt aufgrund des übereinstimmenden Antrages der be-

teiligten Netzbetreiber. 

Eine Aufteilung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs. 2 

ARegV erfolgte mit dem Beschluss zum hier zugrundeliegenden Teilnetzübergang 

für die dritte Regulierungsperiode. Eine weitere Aufteilung erfolgt nicht. 
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Der abgebende und der aufnel:Jmende Netzbetreiber sind nach§ 26 i.V.m. § 4 Abs. 3 

ARegV verpflichtet, die sich aus dem Teilnetzübergang ergebenden Änderungen bei 

der Anpassung der Erlösobergrenze zu berücksichtigen. Dies betrifft insbesondere 

die in der Anlage 1 dargestellten und der Berechnung zugrunde gelegten Verbrau-

cherpreisindizes, welche auf den Werten der Festlegung zur Erlösobergrenze des 

abgebenden Netzbetreibers l:>asieren. Der abschließenden Bestimmung des Regulie-

rungskontosaldos werden sodann die vom Netzbetreiber angepassten und durch die 

Bundesnetzagentur bzw. die Landesregulierungsbehörde Bayern geprüften Erlös­

obergrenzen zu Grunde gelegt. 

Das Sachanlagevermögen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten des überge­

henden Netzteils wird in Anlage 3· ausgewiesen. Die für die Fortschreibung der Fest-

legung volatiler Kostenanteile relevanten Verlustenergiedaten des übergehenden 

Netzteils werden in Anlage 4 dargestellt. 

5. Übertragung des Qualitätselements 

Die beteiligten Netzbetreiber haben keinen · Antrag gestellt, Beträge aus einem ge-

nehmigten Qualitätselement zu übertragen. 

III. 

Hinsichtlich der Kosten nach§ 91 EnWG erge_ht ein gesonderter Bescheid. 

IV. 

Die beigefügten Anlagen 1, 3 und 4 sind ·Bestandteil dieses Beschlusses. 

Anlage 1 enthält den übergehenden Anteil der kalenderjährlichen Erlös­

obergrenze für alle Jahre der Regulierungsperiode, in Euro. 

Anlage 3 enthält das Sachanlagevermögen zu historischen Anschaffungs-

und Herstellungskosten des übergehenden Netzteils, in Euro. 

Anlage 4 · dokumentiert die Amtlichen Gemeindeschlüssel und die relevan-

ten Daten für die Anpassung der Verlustenergiekosten im Rah-

men der Festlegung volatiler Kostenanteile des übergehenden 

Netzteils, in Euro. 
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Etwaige Anpassungen der festgelegte:n kalenderjährlichen Erlösobergrenzen bleiben 

unberührt. 
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Rechtsmittelbelehrung 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde 

erhoben werden. Die Beschwerde ist bei dem Beschwerdegericht, dem Oberlandes-

gericht Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) einzureichen. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von_dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Be-

schwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt un-

terzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs.. 1 EnWG); 

Vorsitzender 

Bourwieg 

Beisitzer 

Wetzl 

Beisitzer 

Petermann 
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Anlage 1 Netzgebiet Ortsteil Külsheim BK8-23-01915-71 

Festlegung des übergehenden Anteils der kalenderjährlichen. Erlösobergrenze gem. § 26 Abs. 2 ARegV 

Zusammensetzung des Erlösobergrenzenanteils des übergehenden Netzteils 
Zu-und 

Kostenanteile Abschläge für 

dauerhaft nicht vorübergehend Kostenanteile aus dem Qualitäts- die Auflösung NichtErlösober- beeinflussbare nicht nicht abgebaute Effizienz-Bonus aus dem generellem element nach § Volatile des zumutbaregrenze (EOG) beeinflussbare Verbraucher- Kostenanteile Regulierungs-
Jahr nach §4 Kostenanteile Kostenanteile beeinflussbare nach§ 12a preisgesamt sektoraler 4Abs. 5, nach § 11 Abs. kontosaldos Härte nach § 4 Sonstiges 

nach § 11 Abs. Kostenanteile ARegV Produktivitäts- § 19 Abs. 1 Abs. 4 Nr. 2 [EUR]ARegV 2ARegV nach§ 11 Abs. [EUR] [EUR] index nach § 8 faktor nach § 9 ARegV SARegV nach § 4 Abs. 4 ARegV[EUR] [EUR] 3ARegV ARegV ARegV [EUR] [EUR] Nr. 1a, § 5 Abs. [EUR][EUR] [EUR] [EUR] 3, §34Abs. 4 
ARegV 

UR 
2024 24.776 0 0 0 0 0 - 0 0 0 
2025 22.779 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
2026 24.198 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
2027 25.712 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
2028 27.320 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Jahr VPI PF 

2023 103.10 
2024 110,20 0,0000 
2025 117,80 0,0000 
2026 125,90 0,0000 
2027 134,60 0,0000 
2028 143,90 0,0000 

1PF wird bis zur Festlegung durch die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur mit Oberücksichtigt. 



Anlage 3 Netzgebiet Ortsteil Külsheim 

Festlegung des übergehenden Anteils der 
kalenderjährlichen Erlösobergrenze gern. § 26 Abs. 2 
ARegV 

BKB-23-01915-71 

Sachanlagevermögen des übergehenden Netzteils 

AK/HK Restwerte zum 
Jahr [EUR] 31.12.2021 

[EUR] 

Kabel 1 kV - - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - -- - 1- - 1- - 1 
unterhalb der 

Nutzungsdauer- - 1Obergrenze 
StrQmNEV 

Summe - -Freileitungen Mittelspannungsnetz - - 1 
Summe - 1 

Ortsnetzstationen- - -- - -- - -unterhalb der 
Nutzungsdauer- - 1Obergrenze 

StromNEV 
Summe - -Zähler, Messeinrichtungen, Uhren, TFR-Empfänger - - -- - -Summe - -
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Anlage 3 Netzgebiet Ortsteil Külsheim BKB-23-01915-71 

Restwerte zumAK/HKJahr 31.12.2021[EUR] [EUR] 

Summe Insgesamt --
Nutzungsdauern 

[Jahre]
Anlagengruppe 

von 31.12.?003 
00.01 .1900 bis -Kabel 220 kV --Kabel 110 kV --Kabel Mittelspannungsnetz - -Kabel 1 kV - -Kabel Abnehmeranschlüsse --Freileitungen 110-380kV --Freileitungen Mittelspannungsnetz - -F reüeitungen 1 kV - -Freüeitungen Abnehmeranschlüsse --Stalionseinrichtungen und Hilfsanlagen inklusive Trafo und Schalter --

Schutz-, Mess- und Überspannungsschutzeinrichtungen, Fernsteuer- FernmeldE 

--Sonstiges - -380/220/110/30/10 kV-Stalionen - -Hauptveitellerstationen --Ortsnetzstationen - -Kundenstalionen - -S1atlonsgebäuda - -Allgemeine Sta11onsel1Yichtungen, Hilfsanlagen --
ortsfeste Hebezeuge und Lastenaufzüge einschließlich Laufschienen, Außenbele 

- -Schallei1Ylchtun9en --
Rundsteuer-, Fernsteuer-, Fernmelde-, Fernmess-. Automatikanlagen, Strom- u, 

-Ortsnetz-Transformatoren, Kabelverteilerschränke -Zähler. Messeinrichtungen, Utven, TFR-Empfänger - -
Telefonleitungen --Fahrbare Stroma.ggregate -Grundstücksanlagen, Bauten für Transportwesen - -Betriebsgebäude - -
Verwaltungsgebäude -
Geschäftsausstattung (ohne EDV, Werkzeuge/Geräte); Vermittlungseircichtung, 

--Werkzeuge/Geräte 
Lagereinrichtung -- -Hardware - --Software -- --Schwerfahrzeuge -moderne Messei1Yichtungen - -Smart-Meter-Gaieway - -

Leichtfahrzeuge 
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Netzgebiet Ortste1I Külsheim BKll-23-0 rn 15-71 

Festlegung des übergehenden Anteils der kalenderjährllchen Erlösobergrenze gern.§ 26 Abs. 2 ARegV 

Verlustenergie Einl\elt Wert 
Kualen i11 dar A1,1;1;1gangabaeis der 4. Regulierungspcr1odc EUR 
Clan i<ID.."ttan m Grumte liagenrJe Menge kWh 
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